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1. Planungserfordernis, Anlass und Ziel der Planung 

 

1.1 Anlass und Ziele der Planung 

Der Ortsteil Marmagen ist westlich von Nettersheim gelegen und ist einer der Elf Orte die diese Gemeinde 
bilden. Der Bahnhof Nettersheim ist 3 km entfernt. Die Anbindung an das überregionale Verkehrsnetz ist durch 
die nahe gelegene A1 (Ausfahrt Nettersheim) sowie durch die Bahnverbindung Köln - Trier (Bahnhof Netters-
heim – Bahnhof Köln gegeben.  
 
Am westlichen Ortsrand von Marmagen befindet sich im Bereich Zum Mertesberg/Mühlenstraße das Grund-
stück Gemarkung Marmagen, Flur 12, Nr. 154 mit einer Gesamtgröße von 6.113 m², welches bewaldet war. 
Aufgrund von Borkenkäferbefall und Windwurf innerhalb des Fichtenforstes musste das Fichtenstammholz voll-
ständig entnommen werden. Der Schlagabraum ist noch auf der Fläche und alle Laubbäume und Sträucher 
wurden auf der Fläche belassen. 
Das Gelände grenzt an die Straße „Zum Mertesberg“. Die Gemeinde strebt die Ausweisung einer Teilfläche 
von rd. 3.340 m² als Baufläche an, um der bestehenden großen Nachfrage nach Baugrundstücken in Marmagen 
nachzukommen.   
 
Der Aufwand zur Erschließung des Gebietes ist gering, da die Ver- und Entsorgungsleitungen in den Straßen 
„Zum Mertesberg“ und „Mühlenstraße“, bereits vorhanden sind. Nördlich und südlich angrenzend an das Grund-
stück Nr. 154 ist Wohnbebauung vorhanden, so dass mit Schaffung von drei weiteren Baugrundstücken den 
Straßenzug geschlossen werden kann.  
Die Fläche ist im Flächennutzungsplan der Eifelgemeinde Nettersheim als „Fläche für die Land- und Forstwirt-
schaft“ sowie als Quellschutzgebiet II dargestellt. Von der Ortslagenabrundungssatzung Marmagen wird das 
Gebiet nicht mehr erfasst. 
 
Die Umsetzung der vorstehend formulierten, planerischen Ziele beschreibt ein Planerfordernis im Sinne des 
Baugesetzbuches, dem durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes in einem sogenannten verbindlichen 
Bauleitplanverfahren, entsprochen werden kann.  
 
1.2 Abgrenzung des Plangeltungsbereich  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes F 8; Marmagen, Zum Mertesberg umfasst den östlichen Teilbe-
reich des Flurstücks Nr. 154, Gemarkung Marmagen, Flur 12 mit einer Fläche von rd. 3.340 m². Die genaue 
Abgrenzung des Plangebietes ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 

Abb.: Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes F 8 

 
Geobasisdaten Land NRW, Stand 2020 (ohne Maßstab, genordet) 
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Die aktuelle Nutzung des Bereiches wird als  Fichtenforst beschrieben. Dieser war durch Windwurf und Schad-
kalamitäten (Borkenkäferbefalle) abgängig. Mittlerweile ist das Fichtenstammholz vollständig entnommen. Das 
Gelände fällt um rund 5 m zur Straße Zum Mertesberg (Osten) ab. Im Norden, Osten und Süden grenzen 
Wohnnutzungen an. Im Norden des Gebietes verläuft ein Wanderweg (Eifel Schleife-Fuchshöhle).  
 

2. Rechtsgrundlagen und Verfahren 

 

2.1 Rechtsgrundlagen 
Dem Bebauungsplan liegen folgende Rechtsvorschriften zu Grunde:  

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) m.W.v. 14.08.2020 bzw. 01.11.2020. 

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenver-
ordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1075). 

• Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – Landesbauordnung 2018 -(BauO NRW 2018), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 26.03.2019 (GV. NRW S. 193).  

• Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666 ff) - SGV.NRW.2023 - zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b). 

 
2.2 Anwendung des Verfahrens gemäß § 13b BauGB 
Am 13.05.2017 ist die aktuelle Novelle des Baugesetzbuchs (BauGB) in Kraft getreten, welche unter anderem 
den bis Ende 2019 befristeten Paragraph 13b (Aufstellungsbeschluss) beinhaltet. Der Satzungsbeschluss nach 
§ 10 Abs. 1 BauGB ist bis zum 31. Dezember 2021 zu fassen. 
 
Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 10.000 m², durch 
die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen im bisherigen Außenbereich begründet wird und die sich 
an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen, können im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.  
 
Im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB, entsprechend der bisherigen Regelung im § 13a BauGB, 

• gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entspre-
chend; 

• kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch auf-ge-
stellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete städte-bauliche 
Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist im 
Wege der Berichtigung anzupassen; 

• soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur 
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der 
Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden; 

• gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig. 

 
Von einer frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB bzw. 4 Abs. 1 BauGB kann abgesehen werden. Die 
Erstellung einer formellen Umweltprüfung und eines Umweltberichtes sind nicht erforderlich.  
 
Das Plangebiet (Teilbereich aus dem Grundstück Nr. Nr. 154, Gemarkung Marmagen, Flur 12) hat eine Größe 
von rd. 3.000 m². Damit weist der Plangeltungsbereich eine Größe auf, die weit unter dem Schwellenwert von 
10.000 m² gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO liegt. Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan F 8 im Ortsteil 
Marmagen wurde am 17.12.2019 durch den Rat der Eifelgemeinde gefasst.  
Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13b BauGB sind für den Standort somit gegeben. Das Plange-
biet grenzt an Innenbereichsflächen an. Die Planaufstellung dient der Zulässigkeit von Wohnnutzungen.  
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3. Übergeordnete Planungen 
 

3.1 Ziele der Raumordnung 
 
Die Ziele der Landesplanung sind konkretisiert im Regionalplan, Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt - Region 
Aachen -, 2003. Marmagen ist im Regionalplan als allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt, so dass die Auf-
stellung des Bebauungsplanes F 8, Marmagen aus dem Regionalplan entwickelt ist. 
 

Auszug aus dem Regionalplan 

 
Bezirksregierung Köln (ohne Maßstab, genordet) 

 

An die Bezirksregierung Köln wurde mit Schreiben vom 12.12.2019 eine landesplanerische Anfrage gestellt mit 
dem Ziel, das Verfahren nach § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren) für die städtebauliche Entwicklung anzuwenden. Dabei ist die Berichtigung des Flächennutzungs-
planes möglich, d.h. ein formelles Änderungsverfahren für den Flächennutzungsplan ist nicht erforderlich. Die 
Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens nach § 13b BauGB (Aufstellungsbeschluss) wurde am 17.12.2019 
gefasst.  
 
Mit Schreiben vom 05.02.2020 wurde die Anpassung der vorstehend beschrieben Planung in Aussicht gestellt. 
Diese kann aber erst auf Basis eines Bauleitplan-Entwurfs erfolgen.  
 
3.2 Flächennutzungsplan  
Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Nettersheim stellt für den Plangeltungsbereich stellt für den 
Plangeltungsbereich teilweise „Wohnbaufläche“ und teilweise „Fläche für die Land- und Forstwirtschaft – Bü-
sche, Hecken, Baumgruppen“ dar. 
 
Ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, kann nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. Die geordnete städ-
tebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden. Der Flächennutzungsplan, des-
sen entgegenstehende Darstellungen mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes zurücktreten, wird im Wege der 
Berichtigung angepasst. § 13b BauGB gilt bis zum 31.12.2021 (Aufstellungsbeschluss bis zum 31.12.2019) 
entsprechend § 13a BauGB. 
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Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Nettersheim für den Ortsteil Marmagen 

 
Gemeinde Nettersheim (ohne Maßstab, genordet) 

 
3.3 Landschaftsplan Nettersheim 
Der Landschaftsplan 32a Nettersheim stellt für das Plangebiet Landschaftsschutzgebiet dar. Westlich schließt 
an das Plangebiet das Naturschutzgebiet „NSG Marmagener Bachtal“ an.  
Entsprechend § 20 Abs. 4 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzge-
setz – LNatSchG NRW) treten bei der Aufstellung, Änderung und Ergänzung eines Flächennutzungsplans im 
Geltungsbereich eines Landschaftsplans widersprechende Darstellungen und Festsetzungen des Landschafts-
plans mit dem Inkrafttreten des entsprechenden Bebauungsplans oder einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 
1 Nr. 2 des Baugesetzbuches außer Kraft, soweit der Träger der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren 
diesem Flächennutzungsplan nicht widersprochen hat.  
 

Auszug aus dem Landschaftsplan 32a Nettersheim 

 
Kreis Euskirchen (ohne Maßstab, genordet) 
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Der Träger der Landschaftsplanung wurde im Rahmen der landesplanerischen Anfrage beteiligt und wird dies 
erneut im weiteren Verfahren.  
 
3.4 Bebauungsplan (BP)  
Für das Plangebiet besteht derzeit kein rechtsverbindlicher oder in Aufstellung befindlicher Bebauungsplan. 
 
 

4. Begründung der geplanten Festsetzungen und sonstiger Planinhalte 
 
4.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Die nähere Umgebung des Plangebietes ist vorwiegend durch Wohnnutzungen geprägt. Auch das Plangebiet 
soll dem Wohnen dienen. Daher werden die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen im Bebauungsplan F 8 
nach der allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung als Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festgesetzt.  
 
Mit der Festsetzung des Allgemeinen Wohngebietes werden zum einen die Voraussetzungen für die geplante 
Wohnnutzung geschaffen und zugleich weitere Nutzungsmöglichkeiten, gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO einge-
räumt.  
 
Im gesamten Plangebiet werden die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 
 

3. Anlagen für Verwaltungen, 
4. Gartenbaubetriebe, 
5. Tankstellen. 

 
nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Der Ausschluss erfolgt aufgrund des regelmäßig verursachten erhöhten 
Verkehrsaufkommens und der damit verbundenen Immissionsbelastungen für das Wohngebiet und die angren-
zenden Wohnnutzungen. Darüber hinaus würde insbesondere der Flächenbedarf von Tankstellen und Garten-
baubetrieben dem zukünftig gewünschten Gebietscharakter zuwiderlaufen. 
 
4.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Anzahl der Vollgeschosse 
bestimmt.  
 
4.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 
Für die geplante bauliche Nutzung wird im Gebiet eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. Die Ge-
schossflächenzahl (GFZ) wird mit 0,8 festsetzt. Die Obergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung gem. § 
17 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete werden mit der GRZ ausgeschöpft. Mit der zulässigen GFZ von 0,8 
wird eine zweigeschossige Bebauung ermöglicht.  
Gemäß den Bestimmungen der BauNVO (§ 19 Abs. 4 BauNVO) kann die zulässige Grundfläche durch Grund-
flächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten 
und Tiefgaragen um bis zu 50 % überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 
0,8.  
Dies wird vorliegend aufgrund der angestrebten aufgelockerten Bebauung, die sich an der Umgebung orientie-
ren soll, ausgeschlossen.  
 
4.2.2 Zahl der Vollgeschosse 
Bei den Gebäuden im Plangebiet wird eine Bebauung von bis zu zwei Vollgeschossen zugelassen. Aufgrund 
der Hanglage – abfallend zur Erschließungsstraße - ist es durchaus möglich, dass das Untergeschoss zum 
Vollgeschoss wird. 
Ergänzend wird durch maximale Trauf- und Firsthöhen die Höhenentwicklung der zukünftigen Gebäude ge-
steuert. Als Bezugspunkt werden Höhenpunkte innerhalb der vorhandenen Verkehrsfläche Zum Mertesberg in 
Meter über Normalhöhennull (mNHN) festgesetzt.  
 
4.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Der Bebauungsplan setzt entsprechend den Zielen der Planung eine offene Bauweise mit der ausschließlichen 
Zulässigkeit von Einzelhäusern fest.  
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Mit der Festsetzung wird Einfluss auf die Baudichte und die Umgebungsbebauung genommen.  
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden nach § 23 Abs. 1 BauNVO durch Baugrenzen bestimmt und im 
Sinne des Gesetzgebers großzügig umfahren, so dass innerhalb dieser Baugrenzen noch Versprünge und 
unterschiedliche Anordnungen der Gebäude möglich sind.  
 
An Gebäude angrenzende Terrassen werden nach § 19 Abs. 2 BauNVO eingestuft und sind folglich Bestandteil 
der Hauptanlage und sollen daher innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen liegen. Um einerseits sehr 
tiefe Gebäude zu vermeiden, andererseits aber die Anlage von größeren Terrassen – innerhalb der festgesetz-
ten Grundflächenzahl zu ermöglichen wird eine Überschreitung der überbaubaren Grundstücksflächen für an 
Gebäude angrenzende Terrassen einschließlich deren Überdachungen bis zu 3 m zugelassen. 
 
4.4 Stellplätze, Garagen, Carports sowie Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
Entsprechend der Bauordnung sind die privaten Abstellplätze in Form von Garagen, Carports oder Stellplätzen 
auf den jeweiligen Grundstücken nachzuweisen. 
Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) werden auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zugelassen. Im Bereich der Garagenzufahrt muss der Abstand zwischen der Garage und der Straßenbegren-
zungslinie mindestens fünf Meter betragen, um dort eine entsprechende Pkw-Aufstellfläche zu erhalten.  
Je Wohnung sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen. 
 
4.5 Höchstzulässige Zahlen der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Im Allgemeinen Wohngebiet werden maximal zwei eigenständige Wohneinheiten je Gebäude zugelassen. So 
wird gewährleistet, dass sich die Anzahl der Wohneinheiten an die Anzahl der zur Verfügung stehenden Gara-
gen, Carports und Stellplätze anpasst und die Möglichkeit der Einrichtung einer Einliegerwohnung besteht (z.B. 
sog. Altenteile, Jugendwohnungen). 
 
4.6 Verkehrliche Erschließung, Ver- und Entsorgung 
Das Plangebiet ist über die Straße Zum Mertesberg erschlossen. Der private ruhende Verkehr ist auf den 
Wohngrundstücken nachzuweisen.  
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes mit Wasser, Abwasser, Telekommunikation und Strom ist über vor-
handene Anlagen in der Straßen Zum Mertesberg / Mühlenstraße gesichert. 
 
Zur Entlastung der Kanalisation durch starken Oberflächenabfluss und zur Verringerung der nachfolgenden 
Gewässerbelastung wird empfohlen, bei den jeweiligen Bauvorhaben Maßnahmen zur Niederschlagswasser-
sammlung und -nutzung (z.B. Anlagen von Gründächern, Sammlung von Niederschlagswasser zur Bewässe-
rung, z.B. in Zisternen o.ä.) vorzusehen. 
 
4.7 Geh- und Fahrrechte 
Der teilweise am nördlichen Plangebietsrand verlaufende Wanderweg soll auch weiterhin für die Allgemeinheit 
zugänglich sein. Der im Gebiet verlaufende Abschnitt wird daher mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der 
Allgemeinheit belastet. Das Fahrrecht ermöglicht bei Bedarf ein Befahren mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen 
und die Wegeunterhaltung.  
 
 

5. Auswirkungen der Planung  
 
5.1 Umweltbericht 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB in Verbindung 
mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB, so dass die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens anwendbar sind. Daher 
wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, abgesehen.  
Die Belange des Umwelt- und Artenschutzes sind jedoch auch in einem Verfahren nach § 13b BauGB zu prü-
fen und zu bewerten. 
 
Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen sind derzeit nicht erkennbar: 

• Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt. 
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• Naturschutzgebiete sowie Naturdenkmäler oder geschützte Landschaftsbestandteile sind vom Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes nicht betroffen. 
Auch gesetzlich geschützte Biotope, FFH- oder Vogelschutzgebiete sind durch die Planung nicht be-
troffen. 

• Unter Berücksichtigung der getroffenen Vermeidungsmaßnahmen (Rodung und Rückschnitt von Ge-
hölzen, Baufeldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeit) ist das Vorhaben aus artenschutzrechtlicher 
zulässig. 
 

Gemäß § 13b BauGB gilt § 13a entsprechend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a 
Absatz 1 Satz 2 von weniger als 10.000 m². Danach sind Eingriffe - wie im vorliegenden Fall - im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 

 
5.2 Artenschutzschutzrechtliche Belange 
Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB die Belange des Um-
weltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege insbesondere die Auswirkungen u.a. 
auf Tiere zu berücksichtigen. 
 
Um die Belange des gesetzlichen Artenschutzes im Zusammenhang mit dem beschriebenen Vorhaben zu be-
rücksichtigen, wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung der Stufe I (Vorprüfung) durchgeführt (Fachbeitrag zur 
Artenschutzprüfung Stufe I (ASP I), Gemeinde Nettersheim Marmagen Baugebiet „Zum Mertesberg" II, F 8 
Bearbeiter: Dipl.-Ing. Agr. Frank Wagener & Dipl.-Biol. Annette Wagener, Nettersheim (05.2020). 
 
In der Vorprüfung der ASP I wurden alle relevanten Wirkungen des Vorhabens beurteilt, die möglicherweise zu 
einer Tötung, Verletzung oder Störung der artenschutzrechtlich relevanten Arten sowie zu einer Beschädigung 
oder Zerstörung deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 BNatSchG führen können.  
 
Die Prüfung der möglichen Betroffenheiten ergab, dass für keine der o.g. Arten vorhabenbedingte Beeinträch-
tigungen oder Konflikte mit artenschutzrechtlicher Relevanz zu erwarten sind. Es ist davon auszugehen, dass 
keine Fortpflanzungs- oder Ruhestätten dieser Arten vorhabenbedingt, d.h. durch anlagen- und baubedingte 
Flächeninanspruchnahme zerstört oder im Umfeld durch Störung geschädigt werden können. In diesem Zu-
sammenhang ist ein Verletzungs- oder Tötungsrisiko ebenfalls zu verneinen. 
Der Eintritt von Verbotstatbeständen nach § 44 I BNatSchG kann für die am Planstandort potenziell vorkom-
menden besonders geschützten europäischen Brutvogelarten unter Beachtung des in Kap. 4.2.5 erläuterten 
Bauzeitenfensters für die Baufeldfreimachung ausgeschlossen werden. 
Spezifische, aus artenschutzrechtlicher Sicht notwendige Maßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
5.3 Eingriff / Ausgleich, Inanspruchnahme vom Wald 
Obwohl der Bebauungsplan F 8 Zum Mertesberg im Verfahren gemäß § 13b BauGB - ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung durchgeführt wird, wurde eine Bewertung der aktuellen Ausgangslage (IST) durchgeführt und 
in das Verhältnis zur zukünftigen Planung als Baugebiet (SOLL) gesetzt. Aus dieser Gegenüberstellung wurde 
eine nummerische Bewertung Ist zu Soll als Bilanz des Eingriffes aufgestellt (Gutachten Ökokonto Nettersheim, 
Marmagen Baugebiet „Zum Mertesberg" II, F 8 Umwandlung von Nadelwald zum allgemeinen Wohngebiet, 
Bearbeiter: Dipl.-Ing. Agr. Frank Wagener & Dipl.-Biol. Annette Wagener, Nettersheim (05.2020)). 
 
Im Ergebnis wird zusammenfassend festgestellt: 
 
Zitat: „Das Flurstück soll außerhalb der gestrichelten Linie mit Arten der pnV (potentiell natürlichen Vegetation) 
zu dem bereits bestehendem Stangenholz bepflanzt werden und damit einen Übergang des bebauten Berei-
ches in den anschließenden Buchenhochwald ermöglichen. 
Als Maßnahme kommt aufgrund der eher trockenen Kuppenlage und als Übergang in den Buchenhochwald 
entweder die truppweise Pflanzung von Rotbuchen (Fagus sylvatica) oder aber auch von trockenheitsverträg-
lichen Vogelkirschen (Prunus avium), Winter-Linden (Tilia cordata) oder Trauben-Eichen (Quercus petraea) in 
Frage. Da die Rotbuche aus dem Nachbarbestand natürlich aufkommen wird, empfehlen wir die Pflanzung der 
Kulturarten, die aufgrund Ihrer Vitalität, Trockenheitsverträglichkeit und Kulturgeschichte einen hervorragenden 
„dörflichen“ Übergang in den Hochwald bieten. Die Pflanzungen werden mit einer Art im Verband 1,5 x 1,5 m 
möglichst mit größeren Pflanzen (mindestens 80/120 cm) in 4-5 „Nestern“ angelegt. Alle anderen Gehölze sind 
entweder schon in der Fläche vorhanden oder fliegen ein und werden im Bestand toleriert. 
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Diese Bepflanzung trägt auch dem Klimawandel mit weniger Niederschlag und höheren Temperaturen Rech-
nung. In Zukunft werden die Buchenwälder insbesondere auf trockenen Kuppen, wie in dem vorliegenden Fall, 
sich aufgrund einer verminderten Vitalität der Rotbuche in stärker durchmischte Laubwälder wandeln. 
Für die Kompensationsmaßnahme stehen auf dem Flurstück mit 6.113 m² nach Abzug von 3.340 m² Privat-
grundstücken und ca. 400 m² Lager-/Rasenfläche und ca. 400 m² naturnaher Waldrand noch 1.973 m² Kom-
pensationsfläche zur Verfügung. 
 
Unberührt von dieser Bilanzierung bleibt die Umwandlung von Wald zu Bauland, die nach Landesforstgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesforstgesetz - LFoG) kompensiert wird. 
Der Ausgleich erfolgt nach Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Euskirchen als Erst-
aufforstung auf dem Grundstück Gemarkung Frohngau, Flur 15, Nr. 15. 
 

 
6. Bodenordnung  

 

Bodenordnerische Maßnahmen werden nicht notwendig. Das Grundstück befindet sich insgesamt im Eigentum 
der Eifelgemeinde Nettersheim. 
 
 
 
erstellt im Auftrag der Eifelgemeinde Nettersheim  
 
 
 
 
 
Planungsbüro Dipl.-Ing. Ursula Lanzerath 
53881 Euskirchen 




